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Frau Maßmann 
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Hannover, 07.05.2026  

 
AGFS-Stellungnahme zu dem Entwurf einer Verordnung für die Erteilung einer Unterrichtsgenehmigung 
für den Einsatz als Lehrkraft ohne Lehrbefähigung an Schulen in freier Trägerschaft 
 
Ihr Zeichen: 36.2-81101 
 
 
Sehr geehrte Frau Maßmann,  
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die Möglichkeit, als Arbeitsgemeinschaft Freier Schulen Niedersachsen e. V. (AGFS) zu 

der dem Entwurf der o. g. Verordnung inkl. der Anlagen Stellung nehmen zu können.  

1. Grundsätzliche Bedenken und Forderung nach Fristverlängerung 
Die vorliegende Verordnung betrifft die durch das ÄndGE NSchG 2025 (LT-Drs.19/6285) neu geschaffenen 
Regelungen, insbesondere die Wiedereinführung der Unterrichtsgenehmigung gemäß § 167 Abs. 3 NSchG. 
Bereits im Rahmen der schriftlichen Anhörungen zum geplanten Schulgesetznovelle 2026 haben wir gegen-
über dem Kultusausschuss mit Schreiben vom 23.04.26 zu den Beratungen im Mai 2026 dargelegt, dass der 
Termin zur Einführung der Verordnung zwingend um ein Jahr auf den 01.08.2027 verschoben werden 
muss. Der aktuelle Entwurf enthält eine Vielzahl von Unwägbarkeiten. Da sich die Schulträger bereits seit 
Beginn des Jahres mit der Personalplanung für das kommende Schuljahr befassen, gefährdet die kurzfris-
tige Einführung die Planungssicherheit massiv. 
 
2. Bürokratieaufwand und Forderung nach Anzeigepflicht 
Die Rückmeldungen unserer Mitgliedsschulen sind eindeutig: Das geplante Verfahren wird als „Verwal-
tungsmonster“ wahrgenommen, das den Bemühungen der Landesregierung zum Bürokratieabbau diamet-
ral entgegensteht. 
Wir regen an zu prüfen, ob das Verfahren als Anzeigeverfahren mit Untersagungsvorbehalt ausgestaltet 
werden kann. Ein solches Modell würde die Verantwortung der Schulträger stärken und zugleich eine wirk-
same staatliche Aufsicht sicherstellen.  
Wir weisen darauf hin, dass das Land Hessen ein solches Verfahren mit Erlass vom 26. März 2025 (Einsatz 
von Lehrkräften und Schulleitungsmitgliedern an Ersatzschulen nach § 174 Hessisches Schulgesetz, ABl 
04/25 S. 157ff) erfolgreich und bürokratiefreundlich umgesetzt hat. Ein solches vereinfachtes Verfahren 

sollte auch für Niedersachsen Maßstab sein, um die Handlungsfähigkeit der Schulen zu erhalten. Diese 
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Bedenken wurden bereits bei den Anhörungen zum NSchG 2025 und auch in der beratenden Arbeitsgruppe 
zu diesem Verordnungsentwurf vorgetragen. 
 
3. Verfassungsrechtliche Bedenken (Art. 7 Abs. 4 GG) 
Die Detailtiefe der Regelungen lässt befürchten, dass der grundgesetzlich garantierte Freiraum für die 
Gleichwertigkeit (nicht Gleichartigkeit) der Ausbildung beschnitten wird. Jede Verordnung muss die Grün-
dungs- und Gestaltungsfreiheit wahren. Wenn bürokratische oder finanzielle Hürden die Existenz privater 
Träger faktisch gefährden, überschreitet das Land seine Regelungskompetenz. 
Ersatzschulen sind ausdrücklich berechtigt, Personen mit von der staatlichen Lehrerausbildung abweichen-
dem Werdegang einzusetzen, sofern das Niveau insgesamt gewahrt bleibt (vgl. OVG NRW, 19 A 3019/91). 
Die Verordnung darf diesen pädagogischen Gestaltungsraum nicht durch eine Übernahme starrer beamten-
rechtlicher Maßstäbe aushöhlen. Die zwischenzeitlich ergangene Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts vom 1. Oktober 2025 (BVerwG 6CN 1.24) verdeutlicht zudem, dass staatliche Vorgaben die pädagogi-
sche Eigenprägung freier Schulen nicht unverhältnismäßig einschränken dürfen. 
 
4. Finanzierung und Konnexität 
Der Entwurf schweigt zur Refinanzierung der pädagogischen Qualifizierung. Die Kosten für Anbietergebüh-
ren, Freistellungen und Organisation belasten die freien Träger erheblich. Hier gilt das Prinzip der Gelebten 
Konnexität: Wer zusätzliche Qualifizierungsstandards bestellt, muss deren Finanzierung sicherstellen. Wir 
fordern: 

• Eine anteilige Kostenübernahme durch das Land. 

• Die verbindliche Öffnung landeseigener Qualifizierungsangebote für Lehrkräfte an Ersatzschulen. 

• Die Beibehaltung interner Qualifizierungsmöglichkeiten zur Wahrung schulspezifischer Profile. 
 
5. Vorschläge zur Verfahrenserleichterung 
Geringfügiger Unterrichtsumfang: Lehrkräfte mit geringem Stundenumfang von bis zu 11 Stunden sollten 
vom aufwendigen Genehmigungsverfahren befreit werden. So können Schulträger auf schwierige kurzfris-
tige Situationen wie Krankheit, Elternzeit etc. reagieren, um die Unterrichtsversorgung zu gewährleisten. 
Genehmigungsfiktion: Um zeitnahe Arbeitsverträge zu ermöglichen, fordern wir eine Frist von drei Wo-
chen. Liegt nach vollständiger Einreichung der Unterlagen kein Bescheid vor, muss die Genehmigung als er-
teilt gelten. 
 
6. Anmerkungen zu den Einzelregelungen 
 
§ 1 (Regelungsbereich): Wir bitten um Ergänzung der besonderen Anforderungen für die Förderschwer-
punkte „Geistige Entwicklung“ sowie „Emotionale und soziale Entwicklung“ unter Beachtung der KMK-Emp-
fehlungen. Bezüglich der Förderschulen und Förderzweige schließen wir uns ausdrücklich den Ausführun-
gen der „AKSE“ an. Gerade in diesen Schulformen kommt der pädagogischen Eignung aus unserer Sicht 
eine besondere Bedeutung zu. Die Fähigkeit zur Beziehungsarbeit, zur individuellen Begleitung sowie zur 
Gestaltung tragfähiger pädagogischer Prozesse ist hier häufig entscheidender als eine streng fachbezogene 
Qualifikation.  
 
Vor diesem Hintergrund sehen wir die Gefahr, dass eine zu enge Orientierung an formalen fachlichen An-
forderungen die Gewinnung geeigneter Lehrkräfte erheblich erschwert. Insbesondere für Förderschulen 
und Förderzweige sollten daher weitergehende Öffnungen und erleichterte Anerkennungsmöglichkeiten 
vorgesehen werden.  
 
§ 2 Unterrichtsgenehmigung für den Einsatz als Lehrkraft ohne Lehrbefähigung an allgemeinbildenden 
und berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft 
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Die Prüfung in Abs. 2 sollte sich ausschließlich auf die Feststellung beschränken, ob die gesetzlichen Voraus-
setzungen unter Beachtung des Art. 7 Abs. 4 GG vorliegen.  
In Abs 3 kritisieren wir die die Festlegung des Sprachniveaus C1 als Eingriff in die Schulträgerautonomie. 
Sprachkenntnisse sind kein Teil der rein wissenschaftlichen Ausbildung. 
Die wissenschaftliche Ausbildung muss gleichwertig nicht gleichartig sein.  
In Abs. 5 ist bei der „persönlichen Zuverlässigkeit“ ein Fokus auf die konkrete Eignung statt einer pauscha-
len Übernahme beamtenrechtlicher Kriterien zu setzen. 
 
§ 3 Fachliche Eignung für den Einsatz als Lehrkraft ohne Lehrbefähigung mit Hochschulabschluss an allge-
meinbildenden Schulen 
 
Die detaillierten Nachweispflichten sind zu starr. Fachwissenschaftliche Qualifikationen aus Hochschulab-
schlüssen sollten grundsätzlich ausreichen. Fehlende Teilleistungen müssen durch „geeignete andersartige 
Leistungen“ kompensierbar sein. Der Verzicht auf diese detaillierten Nachweise würde zudem zu einer Ent-
bürokratisierung führen. 
 
Diese detailliert getroffenen Regelungen sind verfassungsrechtlich bedenklich, da durch die Vielzahl der 
Einzelfallregelungen, der Freiraum für die Gleichwertigkeit eingeschränkt werden könnte und der Verord-
nungsgeber seine Regelungskompetenz aus Art. 7 Abs. 4 GG überschreitet. Der Nachweis einer fachlichen 
Eignung sollte bei entsprechenden gleichwertigen Studien- oder Prüfungsleistungen entfallen. Fehlende 
fachbezogene Studien oder Prüfungsleistungen können durch geeignete andersartige gleichwertige Leis-
tungen ausgeglichen werden, die nicht hinter dem Niveau einer Lehrkraft im staatlichen Schulwesen zu-
rückstehen. Fachwissenschaftliche Qualifikationen sind bereits Bestandteil der Hochschulabschlüsse und 
sollten als Nachweis einer fachlichen Eignung ausreichen. 
 
Die in Abs 3 geschaffenen Möglichkeiten zur Anrechnung von Unterrichtserfahrung und beruflicher Tätig-
keit begrüßen wir ausdrücklich. Dies ist ein notwendiger Schritt, um der Lebensrealität von Quereinsteigen-
den gerecht zu werden. Wir fordern jedoch, dass die Anforderungen an die Dauer der einschlägigen Berufs-
tätigkeit nicht so hoch angesetzt werden, dass sie faktisch eine Hürde für den dringend benötigten Seiten-
einstieg darstellen. Eine großzügige Auslegung der „Einschlägigkeit“ ist hier im Sinne der Personalplanungs-
sicherheit geboten. 
 
Schließlich muss in § 3 die Realität der Förderschulen zwingend differenziert abgebildet und aufgenommen 
werden. Die pädagogische, sozialpädagogische oder therapeutische Qualifikation stellt bei Förderschulen 
die wesentliche fachliche Eignung dar (siehe Ausführungen oben). Wir verweisen auf die Empfehlungen der 
KMK.  
 
§ 4 Fachliche Eignung für den Einsatz als Lehrkraft ohne Lehrbefähigung mit Hochschulabschluss im Theo-
rieunterricht an berufsbildenden Schulen 
 
Gerade im Bereich der berufsbildenden Schulen ist die Verzahnung von Theorie und Praxis essenziell. Die 
hier geforderten wissenschaftlichen Standards dürfen nicht dazu führen, dass hochqualifizierte Praktiker 
aus der Wirtschaft (z. B. Ingenieure oder Wirtschaftswissenschaftler) durch zu starre Anrechnungsregeln 
von einer Lehrtätigkeit ausgeschlossen werden. 
 
§ 6 Verfahren zum Nachweis der Eignung als Lehrkraft 
 
Datenschutz und Digitalisierung: Die Vorgabe, Bewerbungsunterlagen ausschließlich in digitaler Form ein-
zureichen, erscheint unter Datenschutzaspekten mehr als fragwürdig, sofern keine Ende-zu-Ende-verschlüs-
selten Übertragungswege oder staatlich zertifizierte Portale zur Verfügung gestellt werden. Zudem muss es 
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den Schulen freigestellt bleiben, Unterlagen in analoger Form einzureichen, um den barrierefreien Zugang 
zum Genehmigungsverfahren für alle Trägerstrukturen zu gewährleisten. 
Verwaltungsaufwand: Die geforderten Nachweise (beglaubigte Kopien, detaillierte Modulbeschreibungen 
etc.) stellen einen erheblichen administrativen Aufwand dar. Wir plädieren für ein Verfahren, bei dem die 
Plausibilitätsprüfung durch den Schulträger im Vordergrund steht und die 
Behörde lediglich bei begründeten Zweifeln tiefergehende Nachweise anfordert. 
 
§§ 7 bis 9 
 
Auf die gesonderte Stellungnahme der LAG Waldorf nehmen wir für die Regelungen §§ 7 bis 9 ausdrücklich 
Bezug. 
 
§ 10 Befristete Unterrichtsgenehmigung für den Einsatz als Lehrkraft unter Erteilung von Auflagen 

 
Die Ausgestaltung einer pädagogischen Qualifizierung darf nicht dazu führen, dass die Schulbehörde die 
interne Berufseinführung und Fortbildung freier Schulen fachaufsichtlich steuert. Starre festgelegte Prä-
senz- und Stundenanteile sind für schulartspezifische Konzepte ungeeignet. 

 
Bezüglich § 10 und der zugehörigen Anlage fordern wir eine Öffnungsklausel für schuleigene Qualifizie-
rungskonzepte. Die starre Festlegung von 250 Stunden und 70 % Präsenzanteil missachtet die grundgesetz-
lich geschützte Eigenart der Ersatzschulen. Anstatt einer detaillierten Inhaltssteuerung durch die Schulbe-
hörde muss eine Anerkennung schulträgereigener oder verbandsinterner Qualifizierungen erfolgen, so-
fern diese in der Gesamtschau die pädagogische Eignung gewährleisten. 
 
§ 12 
Die in Abs. 2 vorgesehene Regelung eines automatischen Erlöschens der Genehmigung bei endgültig nicht 
erfüllbaren Auflagen (z.B. nach zweimalig nicht erfolgreichem Abschluss) führt zu erheblicher Rechtsunsi-
cherheit für den Schulträger. Ein automatischer Rechtsverlust ohne gestaltenden Verwaltungsakt macht 
den Zeitpunkt der Beendigung des Arbeitsverhältnisses für den Träger nicht hinreichend sicher bestimm-
bar. Dies erschwert die Personalplanung und birgt arbeitsrechtliche Risiken. In der getroffenen Formulie-
rung ist der Zeitpunkt des Widerrufs nicht hinreichend sicher bestimmbar. 
 
In Abs 3 erfolgt die pauschale Anknüpfung an Kriterien, die einer Einstellung in den Landesdienst entgegen-
stehen würden, diese sind für den Bereich der Schulen in freier Trägerschaft zu weit gefasst. Das Privat-
schulwesen zeichnet sich durch eine eigenständige Personalhoheit aus. Erforderlich ist ein Fokus auf die 
spezifische Eignung für den Einsatz an freien Schulen, statt einer undifferenzierten Übernahme beamten-
rechtlicher oder landesspezifischer Einstellungshürden. 
 
Die in Abs.4 getroffene bloße Feststellung des Erlöschens oder Widerrufs lässt offen, ab wann der Schulträ-
ger zwingend verpflichtet ist, den Einsatz der Lehrkraft zu beenden. Zur Vermeidung von Haftungsrisiken 
und zur Sicherstellung eines geordneten Schulbetriebs ist eine verwaltungsrechtliche Klarstellung geboten.  
 
Schließlich möchten wir anregen, dass ein neuer Absatz eingefügt wird, da der vorliegende Entwurf keine 
ausdrückliche Übergangs- oder Bestandsschutzregelung für Lehrkräfte enthält, die bereits seit Jahren er-
folgreich an Schulen in freier Trägerschaft tätig sind. Eine rückwirkende Verschärfung der Anforderungen 
an die Genehmigung oder neue Widerrufsgründe könnten den Vertrauensschutz dieser Lehrkräfte verlet-
zen und die Kontinuität des Unterrichts gefährden. Lehrkräfte und Schulträger müssen sich auf die einmal 
erteilte staatliche Genehmigung verlassen können. Ein "Eingriff in den Bestand" wäre nur bei gravierenden 
neuen Vorfällen (insb. Kindeswohlgefährdung) gerechtfertigt. Ohne diese Klarstellung entstünde die Ge-
fahr, dass langjährig bewährtes Personal aufgrund neuer formaler Kriterien seine Einsatzberechtigung ver-
liert, was angesichts des Lehrkräftemangels fachlich nicht vertretbar wäre. 
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Wir unterstützen ausdrücklich die Forderungen des Bundes der freien Alternativschulen sowie die Stellung-
nahme der LAG Waldorf inkl. der dortigen Formulierungsvorschläge und die Stellungnahme der „AKSE“. 
Eine lebendige Schullandschaft benötigt Vertrauen in die Träger statt übermäßiger staatlicher Reglementie-
rung. 
 
Wir bitten Sie um Berücksichtigung unserer Anmerkungen und stehen für konstruktive Gespräche jederzeit 
zur Verfügung.  
   
Mit freundlichen Grüßen 

     
Gabriele Joachimmeyer  
Vorsitzende 
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